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GÜNTER RUDOLPH
Fraktionsvorsitzender

LIEBE LESERIN, LIEBER LESER,

Grüne das in der noch amtieren-
den Landesregierung tun. Unse-
re Broschüre „So geht ein starker 
ländlicher Raum“ gibt es auf der 
Homepage der SPD-Landtagsfrak-
tion zum Download (www.spd-
fraktion-hessen.de).

Darüber und über die anderen 
Themen, die wir in der zurücklie-
genden Plenarwoche im Hessi-
schen Landtag behandelt haben, 
informieren wir Sie auf den fol-
genden Seiten. Ich wünsche Ihnen 
eine erkenntnisreiche Lektüre.

Mit herzlichen Grüßen
Ihr Günter Rudolph

am 8. Oktober dieses Jahres wäh-
len die Hessinnen und Hessen 
einen neuen Landtag. Bis dahin 
geht die parlamentarische Arbeit 
im Hessischen Landtag weiter. 
Die SPD-Landtagsfraktion hat sich 
vorgenommen, bis zum Wahltag 
deutlich aufzuzeigen, dass die hes-
sische Sozialdemokratie die einzige 
wirkliche Alternativen zur aktuel-
len Landesregierung von CDU und 
Grünen anbietet

So haben wir beispielsweise ein 
umfangreiches Konzeptpapier zur 
Stärkung des ländlichen Raums 
erarbeitet, das wir dieser Tage der 
Öffentlichkeit vorgestellt und im 
Landtag zur Debatte gestellt ha-
ben. Aus einer ausführlichen Be-
standaufnahme haben wir abgelei-
tet, was zu tun wäre, um die Dörfer 
und Kleinstädte Hessens zu stützen 
und zu stärken. Denn Hessen kann 
es sich nicht leisten, das große Po-
tenzial des ländlichen Raums wei-
terhin zu ignorieren, wie CDU und 



03/2023
PLENUM AKTUELL

Seite 2

In seiner Regierungserklärung hat 
Innenminister Beuth die Polizeili-
che Kriminalstatistik gelobt. „Das 
kann nur als Wahlkampfgetöse be-
zeichnet werden. Denn die vorge-
stellten Zahlen sind keine Erfolgs-
bilanz. Das Fallaufkommen hat sich 
im Vergleich zum Vorjahr drastisch 
erhöht, die Aufklärungsquote sinkt. 
Selbst unter Nichtberücksichtigung 
der sogenannten Corona-Jahre ist 

ein deutlicher Fallanstieg zum 
Vergleichsjahr 2019 mit gleich-
zeitig sinkender Aufklärungs-
quote zu verzeichnen“, sagte 
Heike Hofmann. Sie kritisierte 
zudem die Wirkungslosigkeit 
von Beuths „Maßnahmen“ bei 
Angriffen auf Einsatzkräfte, die 
laut polizeilicher Kriminalstatis-
tik auch weiterhin kaum zurück-
gingen. „Die Zahl der Übergriffe 
ist inakzeptabel hoch. Wir brau-

chen Initiativen jenseits der Forde-
rung nach schärferen Strafen und 
auch der immer wiederkehrende 
Hinweis des Innenministers auf 
die Schutzschleife als Zeichen der 
Solidarität reicht nicht aus. Die Jus-
tiz muss Verfahren im Zusammen-
hang mit Gewalt gegen Einsatz-
kräfte schnell abarbeiten. Darüber 
hinaus bedarf es Investitionen in 
politische Bildung, um ein besseres 

Bild der Polizei, ihrer Aufgaben und 
ihrer Bedeutung in einem Recht-
staat zu vermitteln.“ Die SPD-Poli-
tikerin rief den Innenminister dazu 
auf, sich am Ende seiner 10- jähri-
gen Amtszeit an die Seite der Poli-
zistinnen und Polizisten zu stellen. 
„Die hessische Landesregierung 
setzt sich nicht für die Polizei ein. 
Sie verantwortet die Stellenab-
bauprogramme, sie verantwortet 
die Nullrunde für die hessischen 
Beamtinnen und Beamten im Jahr 
2015 und sie verantwortet die ver-
fassungswidrige Besoldung, die 
auch mit dem kürzlich verabschie-
deten Gesetzentwurf nicht geheilt 
wird. Diese Politik hat das Vertrau-
en der hessischen Polizei in ihren 
obersten Dienstherrn gestört und 
sie führte dazu, dass der Polizeibe-
ruf in Hessen immer unattraktiver 
wurde“, sagte Hofmann.

„Der Alltag in vielen Pflegeheimen 
und Krankenhäusern ist durch lan-
ge Wartezeiten für Patienten, viel 
zu geringe Behandlungskapazi-
täten in der Kinder- und Jugend-
medizin und einen gefährlichen 
Personalmangel gekennzeichnet. 
Die Lage in der Pflege ist drama-
tisch und das System stößt an 
seine Grenzen“, so schilderte die 
gesundheits- und pflegepolitische 
Sprecherin, Dr. Daniela Sommer, 
die aktuelle Situation in den Pflege-
berufen. „Pflegebedürftige Men-
schen haben eine gute Versorgung 
verdient und Pflegende haben 
mehr Anerkennung, Respekt und 
vor allem Wertschätzung verdient. 
Das bedeutet für uns, dass sich ei-
niges ändern muss: Die Ausbildung 

muss attraktiver und bekannter 
gemacht werden. Wir brauchen 
außerdem ein Sozialpraktikum, 
genügend Plätze und Schulen 
sowie die Weiterqualifizierung 
bis hin zum Studium. Die Aner-
kennung muss zudem beschleu-
nigt und der sozialpädagogische 
Mehraufwand berücksichtigt 
werden. Auch könnten Bildungs-
gutscheine sowie der Einsatz von 
Sozialarbeit helfen. Aber vor allem 
müssen sich die Arbeitsbedingun-
gen dringend verbessern. Das Per-
sonal braucht wieder mehr Zeit, 
um sich um die Bedürfnisse der 
zu Pflegenden zu kümmern“, sagte 
Sommer. Darüber hinaus brauche 
es Kompetenzerweiterung, mehr 
Entscheidungskompetenz und Mit-

sprache der Pflege, betriebliche 
Maßnahmen zur Gesundheitsför-
derung und Prävention am Arbeits-
platz, die Umsetzung einer verbes-
serten Vereinbarkeit von Familie, 
Pflege und Beruf sowie eine Entbü-
rokratisierung. „Mit der Offensive 
‚Respekt und gute Arbeit‘ für alle 
Beschäftigten setzen wir uns für 
eine umfassende und personeno-
rientierte Pflege ein“, so Sommer. 

FEHLERHAFTE PERSONAL- UND SICHERHEITSPOLITIK 

RESPEKT FÜR DIE PFLEGE

REGIERUNGSERKLÄRUNG
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Auf Antrag der SPD-Fraktion hat 
der Hessische Landtag darüber 
debattiert, wie sich gleichwertige 
Lebensverhältnisse in ganz Hessen 
herstellen lassen. „Der Auftrag, 
dafür zu sorgen, dass das Leben im 
ländlichen Raum nicht schlechter ist 
als in den Ballungsgebieten, ergibt 
sich aus dem Grundgesetz. Es gilt, 
bei allen Unterschieden zwischen 
Stadt und Land gleichwertige 
Lebensverhältnisse herzustellen“, 
erklärte der Fraktionsvorsitzende 
Günter Rudolph. Die Bedeutung 
des ländlichen Raums für Hessen 
werde immer noch unterschätzt, 
dabei lebte die Hälfte der 
Bevölkerung  in Gebieten, die als 
‚ländlicher Raum‘ definiert werde. 
„Das Ziel der gleichwertigen 
Lebensverhältnisse  werden wir 
nicht erreichen, wenn die Dörfer 
und kleineren Städte im ländlichen 
Raum nicht bei landespolitischen 
Entscheidungen und Planungen 
stärker berücksichtigt werden. Wer 
gleichwertige Lebensverhältnisse 
anstrebt, muss die Unterschiede 
akzeptieren und seine Politik daran 
anpassen. Vor allem aber muss 
eine Politik des Landes für den 
ländlichen Raum verlässlich und 
dauerhaft sein. Daran fehlt es der 
aktuellen Landesregierung“, so 
Rudolph.

HESSEN 
BRAUCHT 
EINEN BIL-
DUNGSAUF-
BRUCH
 
In der Land-
t a g s d e b a t t e 
über den Bildungsgip-
fel forderte die stellvertretende 
bildungspolitische Sprecherin der 
SPD-Fraktion, Nina Heidt-Som-
mer, Kultusminister Lorz auf, ge-
meinsam Verantwortung für die 
drängenden Probleme in der Bil-
dungspolitik zu übernehmen. 
„Den Bildungsgipfel zu schwänzen, 
war keine gute Idee. Wir stehen 
vor einer Situation, in der Schulen 
nicht mehr exzellent unterrichten 
können. Wir erleben gerade, dass 
unsere Schulen nicht gleiche Chan-
cen für alle Kinder garantieren kön-
nen und wir sehen, dass Eltern zu-
nehmend Schwierigkeiten haben, 
Familie und Beruf zu vereinbaren. 
Wir brauchen dringend einen Auf-
bruch für bessere Bildungschancen 
für alle,“ forderte Heidt-Sommer 
und lobte in ihrer Rede den Vor-
stoß der SPD-Vorsitzenden Saskia 
Esken für ein 100 Milliarden Euro 
Vermögen für den Bildungsbe-
reich. Es brauche gemeinsame 
Anstrengungen, damit Schulbau, 
Sanierung, Digitalisierung und die 
Umsetzung des Rechtsanspruchs 
auf ganztägige Bildung und Inklusi-
on vorankommen.

FÖRDERUNGEN IN 
ÖKOLOGISCHE UND SOZIALE 
NACHHALTIGKEIT VON 
KÜNSTLICHER INTELLIGENZ
 
In der Aktuellen Stunde zum The-
ma KI-Innovationslabor sagte der 
digitalpolitische Sprecher der SPD-

LÄNDLICHER RAUM BRAUCHT FÖRDERUNG
AKTUELLE STUNDEN KURZ UND KNAPP

Landtagsfraktion, Bijan 
Kaffenberger: „Wir 
sind uns sicher-
lich alle einig, 
dass wir die KI-
Forschung und 
den Einsatz von 
Künstlicher Intel-
ligenz in der Wirt-
schaft fördern müs-
sen.“ Hintergrund sei die Eröffnung 
des KI-Innovationslabors des Hes-
sischen Zentrums für Künstliche 
Intelligenz (hessian.AI) am Green 
IT Cube des GSI Helmholtzzent-
rums für Schwerionenforschung 
gewesen: „Der Cube gilt als eine 
der nachhaltigsten Rechnerinf-
rastrukturen weltweit. Aber der 
Cube ist eben nicht die Masse.“ 
Die SPD habe mit ihrem Antrag für 
einen Transformationsfonds einen 
Vorstoß in Sachen ökologischer 
Nachhaltigkeit gemacht. Darin sol-
len Konzepte zur Reduzierung des 
Energieverbrauchs für Rechenzen-
tren gefördert und gleichzeitig Plä-
ne zur Nutzung der Abwärme zur 
Pflicht werden. „Wir verstehen Re-
chenzentren nicht nur als Innova-
tionstreiber im Bereich der Künst-
lichen Intelligenz, sondern wir 
setzen auf einen ganzheitlichen 
Innovationsschub, auch im Sinne 
der Nachhaltigkeit. Wenn wir als 
SPD-Fraktion von Nachhaltigkeit 
sprechen, sprechen wir immer 
auch von sozialen Aspekten“, sag-
te Kaffenberger. Es brauche sozial-
wissenschaftliche Forschung über 
die Auswirkungen des KI-Einsatzes 
auf Beschäftigte, Arbeit und Qua-
lifikationsbedarfe. Hinzu komme 
die Notwendigkeit des Ausbaus 
der betrieblichen Mitbestimmung 
sowie einer entsprechenden Wei-
terqualifizierung der Betriebs- und 
Personalräte.
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Die SPD-Landtagsfraktion hat ihr 
Gesetz zur Krankenhausfinanzie-
rung in Hessen in den Landtag 
eingebracht. Dr. Daniela Sommer, 
die gesundheitspolitische Spre-
cherin, erklärte dazu: „Unsere 
Krankenhäuser befinden sich in ei-
ner prekären Situation, an der das 
Land eine Mitschuld trägt. Hessen 
bringt derzeit nicht einmal 5% der 
Investitionsmittel aus Landesmit-
teln auf. Unser Ziel ist es, die Ei-

genmittel des Landes zu 
verfünffachen.“ Sommer 
mahnte, dass das Land 
seinem gesetzlichen Auf-
trag, die bedarfsgerechte 
Versorgung mit ausrei-
chenden Investitionsmit-
tel sicherzustellen, nicht 
nachkomme. „Die finan-
zielle Belastung wird von 
Schwarzgrün auf andere 
geschoben – insbeson-
dere auf die kommuna-

len Vertreterinnen und Vertreter“, 
sagte Sommer und erklärte: „Wir 
wissen um die Herausforderun-
gen, die Aufgaben und die Kraft-
anstrengungen der Krankenhäu-
ser, der Beschäftigten und unserer 
Kommunen. Wir stehen ihnen zur 
Seite und wollen deshalb für die 
Finanzierung der Investitionen in 
den Krankenhäusern Eigenmittel 
des Landes in Höhe von 100 Mil-
lionen Euro gesetzlich verankern.“

Der Hessische Landtag hat sich in 
erster Lesung mit dem SPD-Gesetz-
entwurf zur „gemeinsamen Bewäl-
tigung der Herausforderungen der 
Veränderungen für Wirtschaft und 

Arbeit“ in Hessen befasst. 
Dieses „Transformations-
fondsgesetz“ sieht die 
Einrichtung eines Fonds 
vor, der in den kommen-
den zehn Jahren Mittel 
in Höhe von zwei Milliar-
den Euro aus dem Lan-
deshaushalt zur Verfü-
gung stellen soll, um die 
Veränderungsprozesse 
für Wertschöpfung und 

gute Arbeit gezielt zu unterstüt-
zen. Die jährliche kontinuierliche 
Bereitstellung von 200 Millionen 
Euro über die kommende Dekade 
stellt sicher, dass die für die hessi-

sche Wirtschafts- und Arbeitswelt 
anstehenden Herausforderungen 
zukunftssicher adressiert und be-
wältigt werden können. „Die anste-
henden Transformationsprozesse 
sind komplex“, erklärte der wirt-
schaftspolitische Sprecher Tobias 
Eckert. Daher sei es von zentraler 
Bedeutung, dass diese Prozesse 
vonseiten des Landes aktiv gestal-
tet werden. „Unser Transformati-
onsfonds ist zielgerichtet auf die 
Bedürfnisse der Wirtschafts- und 
Arbeitswelt in Hessen, berücksich-
tigt strukturelle Unterschiede zwi-
schen Stadt und Land und ist seriös 
durchfinanziert“, so Eckert.

Erneut hat die 
SPD-Fraktion 
den Gesetz-
entwurf der 
Landesregie-
rung für ein 
hessisches Inte-
grationsgesetz kri-
tisiert. „In der Anhörung hat sich 
gezeigt: Das Gesetz enthält weni-
ge Neuigkeiten für die Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte in 
Hessen“, sagte Turgut Yüksel. In 
einem Änderungsantrag fordere 
die SPD unter anderem die Veran-
kerung einer Landesförderung für 
unabhängige professionelle Bera-
tungsstrukturen, den Einsatz und 
die Finanzierung professioneller 
Dolmetscher, die Festlegung des 
Landes auf unbürokratische und 
umfassende medizinische Ver-
sorgung Geflüchteter sowie be-
schleunigte Integration von Mig-
ranten in den Arbeitsmarkt. 

100 MILLIONEN FÜR KRANKENHÄUSER

TRANSFORMATION VERANTWORTUNGSVOLL GESTALTEN

SPD-GESETZENTWURF

SPD-GESETZENTWURF

INTEGRATIONSGESETZ
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Der Hessische Landtag 
hat nach der Dritten 
Lesung eines entspre-
chenden Gesetzent-
wurfes der SPD-Frakti-
on die Absenkung des 
Wahlalters bei Land-
tagswahlen auf 16 Jah-
re abgelehnt. Neben der AfD 
stimmten auch die Koalitionsfrak-
tionen von CDU und Grünen ge-
gen die vorgeschlagene Verbrei-
terung der Wählerbasis auf alle ab 
16. „Ob man junge Menschen ak-
tiv an der Gestaltung von Politik – 
und damit an der Gestaltung der 
Zukunft – mitwirken lässt, ist eine 
Frage des politischen Willens und 
des richtigen gesellschaftlichen 
Kompasses. CDU und Grüne ha-
ben eindrucksvoll bewiesen, dass 
es ihnen an beidem fehlt. Ich be-
dauere sehr, dass unser Vorstoß, 
Jugendliche bereits ab 16 Jahren 
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die Möglichkeiten der 
politischen Teilhabe 
zu gewähren, an den 
Regierungsfraktionen 
gescheitert ist. Vor al-
lem die Grünen-Abge-

ordneten werden ihren 
eigenen Parteimitgliedern 

und ihren bisherigen Wähle-
rinnen und Wählern jetzt viel zu 
erklären haben, denn sie haben 
zugunsten des Koalitionsfriedens 
mit der CDU erneut ihre eigenen 
Werte und Ziele verraten: In ih-
rem Parteiprogramm steht die 
Forderung, jungen Menschen ab 
16 das Wählen zu ermöglichen, 
aber im Landtag kuschen sie vor 
dem Koalitionspartner“, erklär-
te der SPD-Fraktionsvorsitzende 
Günter Rudolph und sagte: „Die 
Wählerinnen und Wähler sollten 
diese besondere Form der Rück-
gratlosigkeit nicht vergessen.“

„Dieser Ge-
setzentwurf 
v e r d i e n t 
aus unserer 
Sicht kei-
ne Zustim-
mung. Er ist 
an vielen Stel-
len trotz nachträgli-
cher Änderungen unkonkret und 
schränkt die Versammlungsfrei-
heit maßgeblich ein“, erklärte die 
innenpolitische Sprecherin der 
SPD-Fraktion, Heike Hofmann, 
zum Entwurf für ein Versamm-
lungsfreiheitsgesetz. „Den Titel 
‚VersammlungsFREIHEITsgesetz‘ 
verdient der Entwurf schon aus 
diesem Grunde nicht. An vielen 
Stellen sind die Regelungen re-
striktiv, die Ausübung der Mei-
nungsfreiheit im Zuge politischer 
Versammlungen wird erheblich 
erschwert. Zudem bleibt die Pra-
xistauglichkeit fraglich, auch hier 
wird sich das Gesetz beweisen 
müssen. Über die Verfassungs-
konformität der Regelungen wer-
den zuletzt die Gerichte entschei-
den. Für uns als SPD-Fraktion ist 
jedoch klar: In dieser Form kön-
nen und werden wir diese Initia-
tive nicht unterstützen“, so Hof-
mann.

Belastung dar, die nicht von ne-
gativen Einflüsse von außen ver-
schärft werden soll. Der Besuch 
der Schwangerenkonfliktberatung 
darf nicht durch Mahnwachen 
vor den Beratungsstellen zu ei-
nem Spießrutenlaufen werden“, 
sagte Tanja Hartdegen. Es gehe 
um die Persönlichkeitsrechte der 
betroffenen Frauen und um de-
ren Anspruch auf einen geschütz-
ten Raum für die Beratung. Die 
SPD begrüße eine gesetzliche 
Regelung, die den freien und an-
onymen Zugang zur Beratung si-
cherstellt, indem Kundgebungen, 
Demonstrationen und so genann-
te ‚Mahnwachen‘ in Sichtweite 
der Beratungsstellen unterbindet.

Der Hessische Landtag hat über 
den Schutz von Frauen vor Störun-
gen bei der Schwangerenkonflikt-
beratung debattiert. „Ungewollt 
schwangere Frauen befinden 
sich per se in einer schwierigen 
Situation. Die Entscheidung über 
einen möglichen Abbruch der 
ungewollten Schwangerschaft 
stellt eine erhebliche psychische 

GESETZENTWURF BLEIBT
ROHRKREPIERER

SCHWANGERENKONFLIKTBERATUNG

CDU & GRÜNE GEGEN WAHLRECHT AB 16


